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Das letzte Jahr zeigte einmal mehr: Der Pendelkurs zwischen „West“ und „Ost“ ebenso 
wie  zwischen  „regionaler  Annäherung“ und  „nationalistischer  Grundgesinnung“ ist  für 
Serbiens Politik charakteristisch und wird es wohl auch bleiben. Dass er nicht aus der Not 
geboren ist, die divergierenden Interessen zwischen proeuropäischem Reformeifer und eu-
roskeptischem Panslawismus im Land zu vereinen, sondern vielmehr schon eine genuine 
Strategie darstellt, macht die Regierung von Aleksandar Vucic und seiner Serbischen Fort-
schrittspartei (SNS) nebenbei klar. Im April 2014 übernahm der geläuterte Nationalist und 
Milosevic-Vertraute mit komfortabler Zwei-Drittel-Mehrheit das Ruder in Belgrad. Seit-
dem laviert er auf internationalem Parkett scheinbar selbstverständlich zwischen Washing-
ton, Brüssel, Kiew und Moskau. Entgegen einer „Entweder-Oder-Politik“, die die Europäi-
sche  Union  sich  wünscht,  probt  der  Balkanstaat  mit  einigem  Selbstbewusstsein  den 
Sonderweg und nicht ohne Erfolg. Fraglich bleibt, wie lange dieser durchzuhalten ist.

Mit Russland befreundet, mit der Europäischen Union verbunden

Die Konfrontation der Europäischen Union mit Russland um dessen Ukraine-Politik be-
deutete für Serbien eine Herausforderung: Nicht nur die Europäische Union, der Serbien 
2020 beitreten will, sondern auch Russland – orthodoxer Verbündeter, einziger Unterstüt-
zer  Serbiens  in  der  Gegnerschaft  einer  Unabhängigkeit  des  Kosovo  und  verlässlicher 
Geldgeber und Investor  –  verlangten Loyalität.  Der  serbische  Weg:  Die von Russland 
forcierte Krim-Separation lehnt Belgrad ab – nicht zuletzt weil sie die eigene Kosovo-
Politik konterkariert. Die gegen Russland verhängten EU-Sanktionen trägt Serbien jedoch 
ebenso wenig mit. Für Belgrad – wie für Moskau – kein Widerspruch: die so demonstrierte 
Europagewandtheit  und der  gleichzeitige  Erhalt  der  Freundschaft  mit  Russland gingen 
sehr wohl zusammen. Je weiter die Pole voneinander entfernt sind, desto weiter schlägt 
das serbische Pendel sogar aus, desto konsequenter werden die Annäherungen mit beiden 
Seiten: Eine unmissverständliche prorussische Position bezieht Belgrad, wenn es für die 
umstrittene South Stream-Pipeline votiert, die seine Gaszufuhr unabhängig von Westeuro-
pa sicherstellen würde. An der kritischen Abstimmung der UN-Vollversammlung über die 
Ukraine nahm Serbien nicht teil. Ansonsten sind es nur 28 von 45 Erklärungen des Euro-
päischen Rates, denen sich Serbien anschloss. Solange es noch kein EU-Mitglied ist, ist es 
dazu auch nicht verpflichtet – wünschenswert wäre es der Hohen Vertreterin der Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik, Federica Mogherini, nach aber.1 Serbien hält trotzdem am 
neutralen, „blockfreien“ Status fest. Gleichzeitig ging es im März 2015 jedoch den kaum 
mehr für möglich gehaltenen Schritt: Es unterzeichnete den Individuellen Partnerschafts-
aktionsplan  (IPAP),  die  höchste  Partnerschaftsstufe  eines  Nichtmitgliedsstaats  mit  der 
NATO.2 Seit  den NATO-Luftangriffen 1999 auf die damalige Bundesrepublik Jugosla-

1 Euractiv.com: Moscow testing Belgrade’s neutralitiy, 19.5.2015; ZeitOnline: Stützt Serbien sich auf Pu-
tin?, 23.11.2014.

2 derStandard.at: Serbiens Weg in die EU führt über die NATO, 27.3.2015.
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wien, die Serbien dem Westen noch nicht verziehen hat, war das eigentlich ein No-Go und 
ein umso größerer Beweis dafür, dass Belgrad in der Weltpolitik wieder mitspielen will.

Auf Europa-Kurs: Beitritts-Verhandlungen noch ohne Verhandlungen

Den Weg Richtung Europäischer Union verfolgt das Serbien unter Vucic durchaus zielstre-
big,  wenngleich noch mit  angezogener Handbremse:  Im Januar 2014 wurden die  Bei-
trittsverhandlungen offiziell begonnen. Noch wartet Belgrad allerdings darauf,  dass die 
Verhandlungskapitel  geöffnet  werden.  Der  Fortschrittbericht  von Oktober  2014 billigte 
Serbien immerhin einige Fortschritte zu, die gerade angesichts der heftigen Überschwem-
mungen, die Serbien im Mai 2014 über Wochen in den Ausnahmezustand versetzt hatten, 
anerkennenswert  seien:  Die  Reform der  öffentlichen  Verwaltung  ginge  voran,  ebenso 
hätten im Justizwesen neue Gesetze und Berufungsregeln für Richter und Staatsanwälte 
den  serbischen  Reformwillen  demonstriert.  Ein Sorgenkind bleibe  die  Justiz  trotzdem: 
Weitere Schritte seien nötig, um deren Effizienz und Unabhängigkeit sicherzustellen, unter 
anderem ein Whistleblower-Schutz-Gesetz und die Intensivierung des Anti-Korruptions-
Kampfes.  Und nicht zuletzt  sieht  die Kommission die Grundrechte,  so den Schutz der 
gefährdetsten Gruppen und deren Recht auf freie Meinungsäußerung, längst noch nicht 
ausreichend gewahrt. Die entsprechenden Kapitel 23 und 24 (Rechtsstaatlichkeit) werden 
deshalb in den Verhandlungen besonderes Augenmerk genießen.3

Kosovo bleibt der Gradmesser für Serbiens Europawilligkeit

Knackpunkt wird jedoch Kapitel  35 sein: Unter „other issues“ fordert Brüssel hier ein 
konstruktives Engagement zugunsten der Normalisierung der Beziehungen mit dem Koso-
vo ein. Das bedeutet konkret die Umsetzung des Brüsseler Abkommens von April 2013, 
das insbesondere auf die Auflösung der serbischen Parallelstrukturen im Nordkosovo zielt. 
Wie die Rechtsstaatlichkeits-Kapitel wird es gleich zu Beginn der Verhandlungen geöffnet 
werden und, um die serbischen Fortschritte im Kosovo-Annäherungsprozess zu motivie-
ren,  auch  bis  zum Ende  der  EU-Beitrittsverhandlungen  geöffnet  bleiben.4 Wenngleich 
Serbien von einer  Anerkennung Kosovos als  unabhängiger  Staat  soweit  wie eh und je 
entfernt ist, zeigt es doch durchaus pragmatische Reformanstrengungen. Einer der hehren 
Pläne, den Vucic auf dem Treffen der westlichen Balkanstaaten Ende Mai 2015 in Tirana 
preisgab, ist der Bau einer Autobahn, die den albanischen Hafen Shengjin mit Kosovos 
Hauptstadt Pristina sowie dem südserbischen Nis und Serbiens Hauptstadt Belgrad verbin-
det. Mit einiger Entschlossenheit – und im Gleichklang mit seinem kosovarischen Coun-
terpart Isa Musatafa – formulierte Vucic dazu auch seine Erwartungen an die Europäische 
Union: Nicht noch mehr Seminare brauche man, um die regionale Kooperation voranzu-
bringen, vielmehr Geld wie für dieses konkrete Infrastrukturprojekt.5 Trotz Selbstbewusst-
sein bleibt in Serbien jedoch die Skepsis: Vor allem von Deutschland fürchte man, dass es 
vor der Kapitelöffnung noch weitere Bedingungen offeriere. Die Bedenken konnten weder 
Außenminister Frank-Walter Steinmeier noch jüngst Kanzlerin Angela Merkel bei ihrem 
Belgrad-Besuch im Juli 2015 komplett ausräumen.6 Von klaren Signalen und Offerten wird 
aber weiterhin der Kurs Serbiens abhängen.

3 Europäische Kommission: Serbia Progress Report, Oktober 2014, abrufbar unter: http://ec.europa.eu/enlar
gement/pdf/key_documents/2014/20140108-serbia-progress-report_en.pdf (letzter Zugriff: 17.8.2015).

4 Frank-Walter Steinmeier: Keine neuen Bedingungen für EU-Beitritt-Serbiens, in: Euractiv.de, 1.5.2015.
5 Euractiv.com: Balkan leaders: ‚We are fed up with seminars’, 29.5.2015.
6 derStandard.at: Merkel in Serbien: Besuch der wichtigen Dame, 9.7.2015.
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